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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 13 Ausgegeben Danzig, den 2. März 1938 


Tag Inhalt: ; Geite 
15. 2. 1938 Verordnung gegen die Schwarz en dend‚n oe e on eee 0D 


25. 2. 1938 Verordnung zur Aenderung der Verordnung betr. die Unterbringung Arbeitsſcheuer und auf 
Grund des § 361 Ziffer 2, 3 und 6 St. G. B. Beſtrafter (Arbeits ſcheuengeſetzꝝ:mmmn :: 67 


32 Verordnung 
gegen die Schwarzſender. 
Vom 15. Februar 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Strafandrohung 
(1) Der Schwarzſender wird mit Zuchthaus beſtraft. 
(2) In minder ſchweren Fällen iſt die Strafe Gefängnis. 


§ 2 
Schwarzſender 
Schwarzſender iſt, 
1. wer ohne vorherige Verleihung der Landespoſtdirektion eine Funkſendeanlage errichtet oder 
betreibt; 
2. wer eine Verleihung der Landespoſtdirektion zum Errichten oder Betreiben einer Funkſende⸗ 
anlage hat, die Anlage aber zu ii enut, die in der Verleihung der Landes- 
poſtdirektion nicht erlaubt find; 
3. wer eine Funkempfangsanlage entgegen ihrer Bestimmung unerlaubt zum Ausſenden von 
Nachrichten, Zeichen, Bildern oder Tönen verwendet. ' 


7 § 3 
Fahrläſſiges Schwarzſenden 
Wer eine e Handlungen des § 2 fahrläſſig begeht, wird mit Gefängnis beſtraft. 


8 4 
Herſtellung, Vertrieb, Beſitz von Funkſendeanlagen 
a Wie ein Schwarzſender wird beſtraft, 
wer Funkſendeanlagen herſtellt, ohne die Verleihung der Landespoſtdirektion hierzu zu haben; 
2 wer betriebsfähige Funkſendeanlagen einführt, feilhält, vertreibt oder ſonſtwie an andere ab⸗ 
gibt, ohne die Verleihung der Landespoſtdirektion hierzu zu haben; 
3, wer eine betriebsfähige Funkſendeanlage in Beſitz, Gewahrſam oder Verwahrung nimmt 


und 
weder die Verleihung der Landespoſtdirektion zum Beſitz, Gewahrſam oder zur Ver⸗ 


wahrung dieſer Anlage, 
noch die Verleihung der Landespoſtdirektion zum h oder Betreiben dieſer An⸗ 


lage, 
noch eine Verleihung nach Ziffer 1 oder 2 hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 10. 3. 1938.) 
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(2) Auf Grund einer Verleihung nach Abi. 1 Ziffer 1 oder 2 darf eine betriebsfähige Funkſende⸗ 
anlage dann nicht in Beſitz, Gewahrſam oder Verwahrung genommen werden, wenn die Verleihung 
etwas anderes beſtimmt oder auf andere Funkſende anlagen beſchränkt iit. 

(3) Wird eine der im Abſ. 1 bezeichneten Handlungen fahrläſſig begangen, ſo iſt die Strafe 
Gefängnis. : 

(4) Die Verleihungen (Abſ. 1) find widerruflich; fie können unter Auflagen (Verleihungs⸗ oder 
Genehmigungsbedingungen) erteilt werden. ; 


§ 5 
Funkſendeanlage 
(1) Was Funkſendeanlagen ſind, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Fernmelderechts (Geſetz 
über Fernmeldeanlagen vom 30. März 1928 — G. Bl. S. 17/20). 
(2) Als betriebsfähig gilt eine Funkſendeanlage auch dann, wenn einzelne, erſetzbare Teile oder 
einzelne Verbindungen noch fehlen oder wieder entfernt worden ſind. 


§ 6 
Genehmigung, Sendeerlaubnis 

Eine Verleihung im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen kann auch als Genehmigung oder Er⸗ 
laubnis bezeichnet werden. 

; 8 7 
Einziehung 

(1) Gegenſtände, die zum Schwarzſenden (§ 2) beſtimmt geweſen oder dazu gebraucht worden find, 
werden eingezogen ohne Rückſicht darauf, wem ſie gehören. 

(2) Von der Einziehung kann der Richter abſehen, wenn die Tat fahrläſſig begangen iſt oder wenn 
die Gegenſtände ohne Schuld des Berechtigten zum Schwarzſenden beſtimmt geweſen oder dazu gebraucht 
worden ſind. 

(3) In den Fällen des § 4 können die Funkſendeanlagen eingezogen werden, die hergeſtellt, ein- 
geführt, feilgehalten, vertrieben, abgegeben worden ſind oder die im Beſitz, Gewahrſam oder in der 
Verwahrung des Täters geweſen find. 

f (4) Die Einziehung kann ſelbſtändig angeordnet werden, wenn keine beſtimmte Perſon verfolgt 
oder verurteilt werden kann, im übrigen aber die Vorausſetzungen der Abſätze 1, 3 erfüllt ſind. 


8 8 
Durchführungsvorſchriften 
Die Landespoſtdirektion erläßt die zur Durchführung nötigen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 


89 
Übergangsvorſchriften 


(1) Wer zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes Funkſendeanlagen herſtellt, einführt, feilhält, 
vertreibt, ſonſt an andere abgibt, in Beſitz oder Gewahrſam hat oder verwahrt, ohne die nach § 4 er⸗ 
forderliche Verleihung zu haben, hat die Verleihung binnen der nach § 8 beſtimmten Friſt bei der 
Landespoſtdirektion ſchriftlich zu beantragen. Hat er die Verleihung friſtgemäß beantragt, ſo darf er 
bis zur Entſcheidung über die Verleihung die Anlagen weiter herſtellen, einführen, feilhalten, ver⸗ 
treiben, abgeben, ſie weiter in Beſitz, Gewahrſam oder in Verwahrung behalten. 


§ 10 
Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 15. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
0 Huth Dr. Hoppenrath 


67 


33 Verordnung 
zur Anderung der Verordnung betr. die Unterbringung Arbeitsſcheuer und auf Grund des § 361 
Ziffer 2, 3 und 6 St. G. B. Beſtrafter (Arbeitsſcheuengeſetz). 
Vom 25. Februar 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 47 und 78 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) jowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Ge- 
ſetzes vom 5. Januar 1937 (G. Bl. S. 358a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 
Die Verordnung betr. die Unterbringung Arbeitsſcheuer und auf Grund des § 361 Ziff. 2, 3, 
6 St. G. B. Beſtrafter vom 1. November 1937 (G. Bl. S. 579) wird wie folgt geändert: 
1. S 1 des Artikel I erhält folgenden Abſatz 3: 

„In gleicher Weiſe kann auf Antrag des Leiters des Landesarbeitsamtes durch Be— 
ſchluß des Polizeipräſidenten untergebracht und zur Arbeitsleiſtung angehalten werden, wer 
ſich ohne hinreichenden Anlaß beharrlich weigert, ihm zumutbare Arbeit anzunehmen oder vrd- 
nungsgemäß abzuleiſten.“ 

2. § 3 Satz 2 des Artikel I erhält folgende Faſſung: 

„Während dieſer Zeit kann die Behörde, die die Unterbringung angeordnet hat, den 
Untergebrachten von ſich aus oder im Falle des § 1 Abi. 1 auf Antrag des Landarmen⸗ 
verbandes oder des zuſtändigen Armennerbandes oder des Unterhaltsberechtigten, dem 
gegenüber der Untergebrachte ſeine Unterhaltspflicht verletzt hat, im Falle des § 1 Abſ. 3 
auf Antrag des Leiters des Landesarbeitsamtes für eine angemeſſene Zeit auf jederzeitigen 
Widerruf beurlauben.“ 

3. $ 4 letzter Satz des Artikel I erhält folgende Faſſung: 
„Vor der Ausſetzung im Falle des § 1 ift der Antragsberechtigte zu hören.“ 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 25. Februar 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. I. 148/37 Huth Rettelsky 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Ser Da Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
1 B) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. — G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der Abe Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 
Einrückungsgebühren betragen für die ade Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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